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Mögliche Auswirkungen des Art. 9 der EG-




Ein wesentliches Element der EG-Wasserrahmenrichtlinie ist die 
Implementierung ökonomischer Anreize bei der Nutzung von 
Wasserdienstleistungen. Umstritten ist, ob zu den Wasserdienstleistungen auch 
der Aufstau von Gewässern zur Stromerzeugung, Schifffahrt u. ä. zu zählen ist. 
Eine ausgewogene Anwendung des Kostendeckungsgrundsatzes erscheint 
geeignet, den Mehrfachnutzungscharakter von Gewässeraufstauen 
verursachergerecht abzubilden.  
The European Water Framework Directive calls for the implementation of 
economic incentives in the context of water services. Whether the impoundment 
of waters for hydro power, navigation and other uses constitutes a water service is 
still disputed. However, a well-balanced approach seems to be suitable to improve 
equitable cost recovery in terms of river impoundments.  
1 Einleitung  
Um ihre ehrgeizigen Zielsetzungen zur Verbesserung des Zustandes der 
Gewässer in Europa zu erreichen, fordert die im Jahr 2000 in Kraft getretene 
EG-Wasserrahmenrichtlinie (WRRL) auch die Förderung einer nachhaltigen 
Nutzung der Wasserressourcen mittels ökonomischer Anreizinstrumente. Die 
zentrale Vorschrift zur Implementierung ökonomischer Anreizinstrumente ist 
Art. 9 WRRL, der die Deckung der Kosten so genannter Wasserdienstleistungen 
als Grundsatz einfordert. Die in die Richtlinie eingegangene Endfassung des Art. 
9 WRRL ist das Ergebnis eines langwierigen Kompromissfindungsprozesses 
und wurde aus den unterschiedlichen Positionen der EU-Kommission, der durch 
den Rat vertretenen Mitgliedstaaten und des europäischen Parlamentes 
zusammengeführt. Es ergab sich eine komplexe und auslegungsbedürftige 
Vorschrift, hinsichtlich deren Umsetzung bis heute wesentliche Fragen 
ungeklärt blieben.  
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Nach wie vor umstritten ist der Anwendungsbereich des 
Kostendeckungsgrundsatzes, der im Wesentlichen auf dem Verständnis der in 
der Vorschrift verwendeten Kategorisierungen „Wasserdienstleistung“ und 
„Wassernutzung“ basiert. Entgegen der bislang von Bund und Ländern 
vertretenen engen Auslegung des Wasserdienstleistungsbegriffes (nur 
Wasserver- und Abwasserentsorgung) vertritt die EU-Kommission in einem seit 
2007 gegen die Bundesrepublik und weitere Mitgliedstaaten laufenden 
Vertragsverletzungsverfahren die Auffassung, dass die Kategorie der 
Wasserdienstleistungen auch infrastrukturelle Wasserdienstleistungen wie den 
Aufstau von Gewässern zur Wasserkraftnutzung umfasse.  
Der vorliegende Beitrag nimmt dies zum Anlass, ausgehend von den Funktionen 
des Art. 9 WRRL mit Blick auf die Stromerzeugung aus Wasserkraft 
Anforderungen und Eckpunkte einer Anwendung des 
Kostendeckungsgrundsatzes im Bereich „infrastruktureller 
Wasserdienstleistungen“ herzuleiten und die damit verbundenen Chancen und 
Risiken zu skizzieren. Abschließend erfolgt eine kurze Einschätzung, inwiefern 
die im Zusammenhang mit der Umsetzung des Kostendeckungsgrundsatzes 
diskutierten ökologischen Lenkungsabgaben ein zweckmäßiges Instrument im 
Bereich infrastruktureller Wasserdienstleistungen darstellen können.  
2 Anwendung des Kostendeckungsgrundsatzes im Kontext der 
Wasserkraftnutzung 
2.1 Funktionen des Kostendeckungsgrundsatzes 
Art. 9 WRRL fordert in Bezug auf Wasserdienstleistungen eine Anwendung des 
Kostendeckungsgrundsatzes, wobei auch umwelt- und ressourcenbezogene 
Kosten (URK) gemäß dem Verursacherprinzip einzubeziehen sind. Hiervon 
ausgehend wird eine Wassergebührenpolitik gefordert, von der ab dem Jahr 
2010 angemessene Anreize für die Benutzer von Wasserdienstleistungen 
ausgehen sollen, so dass diese „Wasserressourcen effizient [..] nutzen und [dies] 
somit zu den Umweltzielen dieser Richtlinie beiträgt“. Hierbei ist zu beachten, 
dass der Begriff der „Wassergebührenpolitik“ im Kontext der WRRL nicht dem 
engen finanzwissenschaftlichen Gebührenbegriff entspricht, sondern allgemein 
als jede regulierende Gestaltung der Bepreisung von Wasserdienstleistungen 
(Water Pricing Policies) zu verstehen ist (Kommission 2000).  
Im Sinne einer Mittel-Zweck-Verkettung besteht der finale Zweck einer 
kostendeckenden Bepreisung von Wasserdienstleistungen also darin, über eine 
effizientere Wassernutzung einen Beitrag zur Erreichung der Umweltziele nach 
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Art. 4 WRRL zu leisten. Hierbei sind die jeweiligen wasserkörperbezogen 
festzulegenden Umweltziele (inklusive der Ausnahmeregelungen) zugrunde zu 
legen. Da die Vorschrift zudem auf Anhang III WRRL verweist, wonach zur 
Umsetzung der Umweltziele grundsätzlich kosteneffiziente 
Maßnahmenkombinationen zu bilden sind, wird deutlich, dass durch die 
kostendeckende Bepreisung von Wasserdienstleistungen ein Beitrag zur 
kosteneffizienten Umsetzung der Umweltziele erreicht werden soll. Die EU-
Kommission weist der Wasserpreisgestaltung sogar eine Schlüsselrolle bei der 
kosteneffizienten Umsetzung der Umweltziele zu (Kommission 2000). 
Schließlich bestimmt die Vorschrift, dass alle Wassernutzungen unter 
Berücksichtigung des Verursacherprinzips einen angemessenen Beitrag zu den 
Kosten der Wasserdienstleistungen leisten sollen. Hierbei sind mindestens die 
Sektoren Haushalte, Industrie und Landwirtschaft zu differenzieren. Neben der 
genannten Anreizfunktion besteht somit auch eine Finanzierungsfunktion im 
Hinblick auf die kostendeckende Bereitstellung von Wasserdienstleistungen 
(Hansjürgens/Messner 2006, Fries/Nafo 2006).  
Im Rahmen der „Wassergebührenpolitik“ können sowohl der Umfang der zu 
deckenden Kosten (insbesondere durch Internalisierung von URK) als auch die 
Regeln der preislichen Überwälzung (z. B. im Rahmen der 
Kommunalabgabengesetze) können durch regulatorische Eingriffe 
umweltzielfördernd gestaltet werden. Das Schlüsselelement zur Erzielung eines 
effektiven und kosteneffizienten Beitrags zu den Umweltzielen über preisliche 
Anreize besteht in der Internalisierung von URK. Hierbei handelt es sich um so 
genannte externe Kosten, die insbesondere in Form von Umweltschäden 
aufgrund einer (aus gesamtwirtschaftlicher Sicht) übermäßigen 
Inanspruchnahme von Wasserressourcen durch bestimmte wasserwirtschaftliche 
Aktivitäten resultieren. Im Hinblick auf die Umsetzung des 
Kostendeckungsgrundsatzes erscheint allerdings die in der 
umweltökonomischen Theorie als „First-Best-Lösung“ anzustrebende pareto-
optimale Internalisierung externer Kosten (Feess 2007) insbesondere aufgrund 
methodischer Probleme bei der expliziten monetären Bewertung der 
Schadenskosten, bei der hinreichend genauen Zuordnung auf die 
verursachenden Aktivitäten sowie aufgrund des mit diesem Ansatz verbundenen 
Aufwands nicht praktikabel. Eine implizite Internalisierung von URK in Bezug 
auf Wasserdienstleistungen kann stattdessen auch kostenorientiert über eine 
Anlastung der Kosten von erforderlichen Vermeidungs-, Verminderungs- oder 
Wiederherstellungsmaßnahmen sowie gegebenenfalls über 
Kompensationszahlungen erfolgen. 
Die Bestimmungen zur Kostendeckung werden allerdings durch Art. 9 Abs. 1 
UA 3 sowie Abs. 4 WRRL insoweit relativiert, als dass im Hinblick auf soziale, 
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ökologische und wirtschaftliche Auswirkungen eine eingeschränkte Anwendung 
des Kostendeckungsgrundsatzes sowie auch die gänzliche Ausnahme 
bestimmter Sektoren begründet werden können, sofern dadurch Verwirklichung 
der Richtlinienziele (also insbesondere der Umweltziele) nicht in Frage gestellt 
wird. 
2.2 Einordnung der Wasserkraftnutzung in die Adressatensystematik des 
Art. 9 WRRL 
Wassernutzungen werden in Art. 2, Nr. 39 WRRL als „Wasserdienstleistungen 
sowie jede andere Handlung mit signifikanten Auswirkungen auf den 
Wasserzustand“ definiert. Wasserdienstleistungen umfassen gemäß Art. 2, Nr. 
38 WRRL „alle Dienstleistungen, die für Haushalte, öffentliche Einrichtungen 
oder wirtschaftliche Tätigkeiten jeder Art folgendes zur Verfügung stellen:  
a) Entnahme, Aufstauung, Speicherung, Behandlung und Verteilung von 
Oberflächen- oder Grundwasser;  
b) Anlagen für die Sammlung und Behandlung von Abwasser, die anschließend 
in Oberflächengewässer einleiten“  
Wasserdienstleistungen stellen hierbei intermediäre Tätigkeiten dar, die eine 
Schnittstelle zwischen einer natürlichen Wasserressource (Oberflächengewässer, 
Grundwasser) und bestimmten, von der Erbringung der Wasserdienstleistung 
abhängigen Wassernutzungen bilden. Das Wesen einer Wasserdienstleistung 
besteht darin, dass bestimmte Schlüsseleigenschaften der natürlichen Ressource 
(zeitliche oder räumliche Verteilung, chemisch-physikalische Eigenschaften) im 
Hinblick auf ein spezifisches Nutzungsinteresse modifiziert werden oder 
nutzungsbedingt veränderte Eigenschaften des Wassers (zumindest teilweise) 
wieder remodifiziert werden, um es dem natürlichen Vorkommen wieder 
zuführen zu können (WATECO 2003). Demgegenüber sind Wassernutzungen 
diejenigen Handlungen, bei denen das (ggf. zuvor in seinen 
Schlüsseleigenschaften veränderte) Wasser unmittelbar eine konsumptive (z. B. 
Trinkwasser) oder produktive Verwendung erfährt (z. B. Bierbrauen).  
In Hinblick auf den in Art. 9 WRRL geforderten angemessenen Beitrags zu den 
Kosten der Wasserdienstleistungen ist der tätigkeitsbezogene Begriff 
„Wassernutzungen“ allerdings adressatengerichtet i. S. v. „Wassernutzer“ zu 
verstehen (Desens 2008). „Wassernutzungen“ umfassen in der Systematik der 
Vorschrift sowohl die von der Bereitstellung einer Wasserdienstleistung 
abhängigen und somit mittelbaren Wassernutzungen als auch unmittelbare 
Wassernutzungen, die zwar ohne Inanspruchnahme einer Wasserdienstleistung 
einen signifikanten Einfluss auf den Wasserzustand ausüben, aber von denen 
dennoch ein Einfluss auf die Höhe der Kosten einer Wasserdienstleistung 
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ausgeht (z. B. höhere Kosten der Trinkwasseraufbereitung aufgrund diffuser 
Nährstoffeinträge aus der Landwirtschaft).  
Der Einsatz dezentraler preislicher Anreize bietet sich insbesondere an, wenn 
eine Vielzahl von Wassernutzern vorliegt, die sich einer nutzerindividuellen 
Steuerung und -kontrolle ihres Nutzungsverhaltens durch Behörden entzieht. 
Dies gilt typischerweise für die Bereiche der öffentlichen Wasserver- und 
Abwasserentsorgung, in denen die Inanspruchnahme der Wasserressource 
maßgeblich und direkt durch die Nachfrage der mittelbaren Wassernutzer 
bestimmt wird. Die EU-Kommission spricht in diesem Zusammenhang von 
einer nachfrageorientierten Strategie (Kommission 2000). Im Idealfall führen 
durch die Kostenüberwälzung induzierte, dezentrale Optimierungen zu einer 
kosteneffizienten Verteilung von Maßnahmen zur Erreichung der Umweltziele 
entlang der Wertschöpfungskette. 
Während die Umsetzung des Kostendeckungsgrundsatzes unstrittig vor allem 
auf die Wasserdienstleistungen im Zusammenhang mit der Wasserver- und 
Abwasserentsorgung abzielt (Kolcu 2008), ist umstritten, ob die in Art. 2 Nr. 38 
a) WRRL verankerten Tatbestände (z. B. „Aufstau“) für sich genommen auch 
allgemein Wasserdienstleistungen konstituieren. 
Dem im Rahmen der Gemeinsamen Umsetzungsstrategie zur WRRL erstellten 
Guidance Document der Arbeitsgruppe WATECO lässt sich diesbezüglich eine 
weite Auslegung des Wasserdienstleistungsbegriffs entnehmen, wobei die 
Nutzung der Wasserkraft („Hydro Power“) sogar explizit als 
Wasserdienstleistung genannt wird (WATECO 2003, S. 143). Demgegenüber 
vertreten Bund und Länder nach wie vor die Ansicht, dass sich die in der WRRL 
aufgezählten Tatbestände kumulativ zu verstehen seien und sich daher nur auf 
die Bereiche der Wasserver- und Abwasserentsorgung beziehen können 
(Unnerstall 2009). Diese enge Auslegung weist die EU-Kommission in einem 
Vertragsverletzungsverfahren gegen die Bundesrepublik Deutschland und 
weitere Mitgliedstaaten zurück. Hierin betont die Kommission, dass der Begriff 
der Wasserdienstleistung „sämtliche Eingriffsformen in die natürlichen 
hydrologischen Bedingungen umfasst, die der Bereitstellung von Wasser für den 
menschlichen, industriellen und landwirtschaftlichen Gebrauch dienen“ und 
hierunter im Sinne infrastruktureller Wasserdienstleistungen „auch die 
Aufstauung und Speicherung für die Zwecke der Gewinnung von Wasserkraft, 
den Hochwasserschutz und die Schifffahrt“ fallen (Kommission 2007, S. 3). 
Zudem bekräftigt die Kommission die Ansicht der WATECO, dass es für die 
Einstufung als Wasserdienstleistung i. S. d. Richtlinie unerheblich ist, ob eine 
Dienstleistung an Dritte erfolgt oder eine so genannte Eigendienstleistung 
vorliegt (Kommission 2007, WATECO 2003).  
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Unbeschadet einer endgültigen rechtlichen Klärung sei im Folgenden von einer 
weiten Auslegung des Wasserdienstleistungsbegriffes ausgegangen, um die 
mögliche Anwendung des Kostendeckungsgrundsatzes im Hinblick auf die 
Wasserkraftnutzung zu verdeutlichen. Hierbei ist eine differenzierte Betrachtung 
der im Zusammenhang mit der Wasserkraftnutzung stehenden Tätigkeiten 
erforderlich. 
Durch die Tätigkeit der Stromerzeugung in Form der Turbinierung von 
(aufgestautem) Wasser wird selbst keine wesentliche Veränderung der 
Eigenschaften von Wasser im Hinblick auf eine nachgeschaltete Wassernutzung 
vorgenommen. Stattdessen findet in der Wasserkraftanlage bereits eine 
produktive Verwendung des Wassers zur Stromerzeugung statt. Daher stellt die 
Stromerzeugung in einem Wasserkraftwerk eine Wassernutzung dar, welche auf 
dem Aufstau eines Gewässers durch ein Querbauwerk als Wasserdienstleistung 
basiert. Wasserdienstleistung und Wassernutzung können dabei entweder in der 
Hand eines Betreibers liegen (Eigendienstleitung) oder organisatorisch getrennt 
sein (z. B. Stromerzeugung durch einen Dritten an der Stauhaltung eines 
Wasserverbandes). Die vorgenommene Separierung der Aufstautätigkeit als 
Wasserdienstleistung erlaubt auch eine verursachergerechtere Abbildung der 
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Abbildung 1  Exemplarische Strukturierung des Kostendeckungssatzes für einen 
Gewässeraufstau mit Mehrfachnutzung 
Im betrachteten Beispiel liegt der Betrieb des Querbauwerks in der Hand des 
Wasserkraftwerkbetreibers, so dass bezüglich der Wassernutzung 
„Stromerzeugung“ eine Eigendienstleistung vorliegt. Ergeht nun zur Umsetzung 
der Umweltziele eine Auflage an den Betreiber des Querbauwerkes zur 
Errichtung eines Fischpasses, können die mit dieser Maßnahme verbundenen 
Kosten als implizite Internalisierung von URK bei der Wasserdienstleistung 
„Gewässeraufstau“ interpretiert werden. Im vorliegenden Fall der 
Eigendienstleistung findet eine automatische Überwälzung dieser Kosten auf die 
Wassernutzung „Stromerzeugung“ statt. Im Falle einer Förderung durch das 
Erneuerbare Energien Gesetz (EEG) können die Kosten wiederum über den 
Mechanismus der Vergütungserhöhung aufgrund ökologischer Modernisierung 
in der gesetzlich festgesetzten Höhe an die Stromkunden überwälzt werden. 
Diese „regulierte Überwälzung“ gewässerökologischer Kosten auf die 
Stromkunden ist im Sinne des Förderzweckes des EEG grundsätzlich 
gerechtfertigt, da mit der regenerativen und CO2
Daneben diene die betrachtete Stauhaltung auch dem Rückhalt von Hochwasser 
sowie einer Sport- und Freizeitschifffahrt, die ohne den Aufstau des Gewässers 
nicht möglich wäre. Die Ermöglichung dieser Wassernutzungen wird durch die 
Wasserdienstleistung „Gewässeraufstau“ unentgeltlich als lokaler „externer 
Nutzen“ zur Verfügung gestellt. Im Hinblick auf eine verursachergerechtere 
Finanzierung der Kosten der Wasserdienstleistung „Aufstau“ ist daher im Sinne 
des Art. 9 WRRL ein angemessener Beitrag dieser ebenfalls mittelbaren 
Wassernutzungen anzustreben. Da es sich hierbei jedoch um typische 
Wassernutzungen der „Allgemeinheit“ handelt, ist eine individuelle 
Inanspruchnahme von Nutzern jedoch im Regelfall nicht praktikabel. 
Ersatzweise kann der angemessene Beitrag für Wassernutzungen der 
Allgemeinheit über öffentliche Zuschüsse erfolgen. Hierdurch wird auch eine 
angemessene Beteiligung an Maßnahmenkosten zur Umsetzung der 
Umweltziele (hier: Kosten des Fischpasses). Ohne Berücksichtigung solcher 
externen Nutzen droht dagegen eine „übermäßige“ Anlastung der Kosten der 
Wasserdienstleistung „Gewässeraufstau“ bei der Wassernutzung 
„Stromerzeugung“. Im schlimmsten Fall kann eine unausgewogene 
Internalisierung externer Kosten und Nutzen eine gesamtwirtschaftlich 
ineffiziente Aufgabe von Wasserkraftnutzungen bewirken. Die Internalisierung 
externer Nutzen über angemessene Beiträge ist daher insbesondere in den Fällen 
empfehlenswert, in denen die Maßnahmenkosten nicht oder nicht vollständig 
-freien Stromerzeugung aus 
Wasserkraft gesamtwirtschaftliche, bei alternativen Energieträgern noch nicht 
vollständig internalisierte Kosten (insbesondere Klimawandel und 
Luftverschmutzung) in mindestens gleicher Höhe vermieden werden.  
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über das EEG überwälzt werden können und eine einzelwirtschaftliche 
Unwirtschaftlichkeit droht.  
2.3 Wassernutzungsabgaben als Instrument zur Internalisierung von 
Umwelt- und Ressourcenkosten bei infrastrukturellen 
Wasserdienstleistungen 
Im Zusammenhang mit der Umsetzung des Kostendeckungsgrundsatzes nach 
Art. 9 WRRL werden unter dem Stichwort „Wassernutzungsabgaben“ auch 
Abgabeninstrumente zur Internalisierung von URK diskutiert (z. B. Palm 2006). 
Eine Anwendung solcher Abgabeninstrumente ließe sich im Kontext des 
Kostendeckungsgrundsatzes dann fordern, wenn auf diesem Wege gegenüber 
einer ordnungsrechtlichen Durchsetzung von Verbesserungsmaßnahmen eine 
Verbesserung der Kosteneffizienz bei der Erreichung der gewässerbezogenen 
Umweltziele erreicht werden könnte. 
Das allgemeine Grundprinzip eines Abgabeninstrumentes nach dem so 
genannten Standard-Preis-Ansatz („Second-Best-Strategie“) besteht in einer 
Dezentralisierung der Entscheidungen über Umfang und Art von Maßnahmen 
zur Erreichung eines vorgegebenen ökologischen Standards 
(Zimmermann/Henke 2005, Feess 2007). Die Dezentralisierung dient dazu, 
Informationsdefizite von Behörden bezüglich der individuellen 
Vermeidungspotenziale unterschiedlicher Akteure zu überwinden, die einer 
kosteneffizienten Aufteilung der insgesamt erforderlichen Maßnahmen auf die 
Akteure entgegensteht. Statt mit einer konkreten ordnungsrechtlichen Auflage 
werden die Akteure mit einer Abgabenzahlung in Abhängigkeit ihrer 
Einwirkung auf den ökologischen Standard konfrontiert. Auf Basis ihrer 
individuellen wirtschaftlichen Kalküle reduzieren die Akteure ihre 
Umweltwirkung soweit durch entsprechende Maßnahmen, bis die Entrichtung 
der Abgabe für sie günstiger ist, als den Maßnahmenumfang weiter zu erhöhen. 
In der Theorie führt dies im Anwendungsgebiet der Abgabe zu einer 
akteursübergreifenden Angleichung der Grenzvermeidungskosten, so dass eine 
gesamtwirtschaftlich kosteneffiziente Verteilung der Vermeidungsleistungen 
erreicht werden kann. In diesem Zusammenhang muss jedoch die Durchführung 
einer bestimmten Maßnahme durch unterschiedliche Akteure im Hinblick auf 
den ökologischen Standard äquivalent sein. Zudem kann der zugrunde gelegte 
ökologische Standard nur präzise erreicht werden, wenn zumindest die 
aggregierten Grenzvermeidungskosten der Akteure bekannt sind und der 
Abgabensatz in dieser Höhe festgesetzt wird. In der Praxis liegen aber auch 
diese Informationen i. d. R. nur unzureichend vor, so dass sich 
Abgabenlösungen vor allem als Instrument Tendenzsteuerung im Hinblick auf 
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großflächig und möglichst uniform wirkenden Umweltbelastungen eignen (z. B. 
CO2
Im Kontext der hier betrachteten Wasserdienstleistung „Gewässeraufstau“ stellt 
die Beeinträchtigung der ökologischen Durchgängigkeit des Gewässers die 
wesentliche Beeinträchtigungsform im Hinblick auf die Erreichung der 
gewässerbezogenen Umweltziele der WRRL dar. Durch die Lenkungswirkung 
einer Abgabe müsste nun sichergestellt werden, dass die Gesamtdurchgängigkeit 
aller Gewässer im Anwendungsgebiet der Abgabe den Anforderungen der 
jeweiligen Umweltziele entspricht. Hierbei sind Vermeidungsmaßnahmen an 
unterschiedlichen Standorten jedoch nur bedingt ökologisch äquivalent. 
Während die alternative Errichtung eines gleichartigen Fischpasses an zwei 
benachbarten Standorten des gleichen Gewässers noch einen hinreichend 
äquivalente Verbesserung des Zustands eines Gewässers ausüben kann, ist die 
alternative Durchführung der Maßnahmen an zwei nicht zusammenhängenden 
Gewässern in Bezug auf die Erreichung der jeweiligen gewässerbezogenen 
Umweltziele offensichtlich nicht äquivalent. Da dem Abgabenplaner die 
jeweiligen standortspezifischen Vermeidungskosten und Abwägungskalküle 
nicht hinreichend bekannt sind, kann er ex-ante nicht erschließen, an welchen 
Standorten an welchen Gewässern im Anwendungsgebiet durch die Abgabe 
Maßnahmen in welchem Umfang induziert werden bzw. welche Akteure sich 
aufgrund hoher standortspezifischer Vermeidungskosten für die Zahlung der 
Abgabe entscheiden. Somit bleibt die Erreichung der jeweiligen 
gewässerbezogenen Umweltziele auf Basis einer Abgabe mit 
gewässerübergreifendem Anwendungsgebiet unsicher und müsste 
möglicherweise massiv ordnungsrechtlich flankiert werden, wodurch auch die 
Gefahr faktischer Doppeltbelastungen der betroffenen Akteure bestünde.  
-Steuer).  
Um die ökologische Treffsicherheit zu erhöhen wäre eine gewässerbezogene 
Differenzierung von Abgabengebieten und Abgabensätzen erforderlich. Ein 
solch differenziertes Abgabensystem ist sicherlich mit einem höheren 
Implementierungs- und Informationsaufwand verbunden. Darüber hinaus wird 
deutlich, dass sich die kosteneffizienzfördernde Wirkung der dezentralen 
Lenkungsfunktion durch eine Segmentierung der beteiligten Akteure und 
standortbezogenen Vermeidungskostenunterschiede deutlich einschränkt.  
Bereits auf Basis dieser einfachen Überlegungen erscheint es im Hinblick auf 
die betrachtete infrastrukturelle Wasserdienstleistung „Gewässeraufstau“ 
zweifelhaft, ob eine Internalisierung von URK über eine Abgabenlösung zu 
einer Verbesserung der Kosteneffizienz im Kontext des 
Kostendeckungsgrundsatzes führen kann. Aus diesem Grund scheint die 
Begründung der Notwendigkeit zur Einführung einer solchen Abgabe zur 
Umsetzung des Kostendeckungsgrundsatzes nicht überzeugend. Die Motivation 
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zur Einführung einer Abgabe in diesem Bereich könnte daher eher in der 
Generierung öffentlicher Einnahmen als Beitrag zur allgemeinen Finanzierung 
der Umsetzung der Wasserrahmenrichtlinie zu sehen sein. Nicht nur im Hinblick 
auf den Aufstau von Gewässern, sondern auch mit Blick auf den hier nicht 
betrachteten Aspekt der Ausleitungen sind daher die Ergebnisse eines vom 
Umweltbundesamt beauftragten und in Kürze abzuschließenden 
Forschungsvorhabens („Weiterentwicklung von Abwasserabgabe und 
Wasserentnahmeentgelten zu einer umfassenden Wassernutzungsabgabe“) mit 
Spannung zu erwarten. Hierbei wird neben der ökonomischen Zweckmäßigkeit 
auch die rechtliche Zulässigkeit einer solchen Abgabe zu klären sein. 
3 Ausblick 
Eine abschließende rechtliche Klärung der Frage, ob Aufstauungen von 
Gewässern zu Zwecken der Wasserkraftnutzung, Schifffahrt u. ä. 
Wasserdienstleistungen im Sinne des Art. 9 WRRL darstellen, ist 
möglicherweise erst durch den europäischen Gerichtshof zu erwarten. Eine 
Einstufung als Wasserdienstleistung determiniert jedoch weder die 
grundsätzliche Notwendigkeit noch eine spezifische Ausgestaltung der 
Anwendung des Kostendeckungsgrundsatzes im Bereich infrastruktureller 
Wasserdienstleistungen. Die Relativierungen des Art. 9 Abs. 1 Unterabsatz 3 
sowie Abs. 4 WRRL gewähren den Mitgliedstaaten genügend Freiraum zu einer 
ausgewogenen Implementierung, die sowohl den Zielen der Richtlinie als auch 
weiteren gesellschaftlichen Zielsetzungen wie der Förderung regenerativer 
Energien Rechnung tragen kann. Mit Blick auf die Stromerzeugung aus 
Wasserkraft können unausgewogene Internalisierungen externer Kosten (URK) 
vermieden werden. Dabei bietet der Kostendeckungsgrundsatzes insbesondere 
die Chance, auch die Mehrfachnutzung von Stauhaltungen verursachergerecht 
abzubilden und deren externe Nutzen im Hinblick auf eine Fundierung 
öffentlicher Zuschüsse bei der Umsetzung von ökologischen 
Verbesserungsmaßnahmen einzubeziehen.  
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